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Betreff: 
Saarbrücken: Krise meistern – Zukunft gestalten 

 

Beschlussvorschlag: 
Saarbrücken: Krise meistern – Zukunft gestalten 
Saarbrücken hat enorme Herausforderungen vor sich: Die Corona-Pandemie und den 
Transformationsprozess in der Innenstadt, wie in den Stadtteilen, den Klimaschutz, die 
Digitalisierung und die Mobilität der Zukunft.  
Zunächst stellt die Pandemie unsere Stadt weiterhin vor große Herausforderungen. Die 
Menschen haben zusammengehalten und haben sich auf viele Veränderungen eingelassen. 
Die Pandemie war und ist eine große Herausforderung und Belastung für alle 
Saarbrückerinnen und Saarbrücker, ganz besonders hoch ist die Belastung in den 
intensivmedizinischen Bereichen der Kliniken und in der Pflege. Ihnen und allen Menschen, die 
in diesen Zeiten besonderes leisten, sind wir in Dankbarkeit verbunden. Es sind aber auch in 
der Pandemie Dinge von bleibendem Wert entstanden, mehr Vertrauen in die eigenen 
Fähigkeiten unserer Stadt, neue Verbindungen in alle Teile der Stadtgesellschaft, ein 
Bewusstsein für das, was wirklich wichtig ist – dazu auch ein Bewusstsein für die besondere 
Rolle des öffentlichen Sektors in Zeiten der Krise. Wir sind durch die Stadtverwaltung und die 
Krisenstäbe bislang gut durch die Krise geführt worden, aber wir haben auch gesehen, wo 
Grenzen des Machbaren verlaufen, wo Ehrenamt mehr Unterstützung braucht, wo Strukturen 
gestärkt oder verändert werden müssen, damit sie krisenfest werden. Rat und Stadtverwaltung 
haben gezeigt, dass sie nicht nur die Stadt durch die Krise führen können, sondern auch die 
Zukunft unserer Stadt gestalten. Wir wollen Saarbrücken weiter voranbringen und stehen für 
einen neuen Aufbruch. 
Wir wollen, dass Saarbrücken noch lebenswerter, attraktiver und krisenfester wird. Wir wollen 
innovative und passgenaue Antwort geben auf die Fragen unserer Zeit, auf die Stärkung der 
Resilienz, den Klimawandel, die Digitalisierung und die Krisen unserer Welt. Wir wollen, dass 
Saarbrücken auch in Zukunft ausreichend krisenfeste Arbeitsplätze bietet, Wohnraum für alle 
vorhanden ist, Kitas und Schulen den heutigen Anforderungen genügen, Sporteinrichtungen 
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insbesondere den Bedarfen von Kindern, Jugendlichen und Vereinen genügen, Erholungsorte 
für die ganze Stadtgesellschaft zum Verweilen einladen, wir weiterhin das kulturelle Zentrum 
der Region sind und Saarbrücken sicher und sauber ist. Wir stehen für eine möglichst 
umfassende öffentliche Daseinsvorsorge aus städtischer Hand – effizient und modern. 
 
Resiliente Stadt – Katastrophenschutz stärken:  
Die Daten zeigen es: Saarbrücken ist bislang insgesamt gut durch die Krise gekommen. Die 
Pandemie hat aber auch Schwachpunkte im Bereich der Krisenvorsorge in Deutschland 
gezeigt. Zu lange hat man den Bevölkerungsschutz von Seiten des Bundes und des Landes 
auf ein absolutes Minimum heruntergefahren. Auch in der Stadt wurden die Strukturen für den 
Katastrophenschutz über Jahrzehnte immer weiter zurückgefahren. Zweifelsfrei wurde in 
diesen Strukturen in der Pandemie Großes geleistet (u.a. Planung von Versorgungszentren, 
Planung des Impfzentrums, Planung und Aufbau des dt.-frz. Testzentrum und auch die 
Maskenverteilaktion), trotzdem braucht es einen grundlegenden Kurswechsel hin zu einem 
wieder stärker aufgestellten Katastrophenschutz auch – ja gerade auf der kommunalen Ebene.  
Das Krisenmanagement der LHS braucht aufgrund seiner Zuständigkeit für 330.000 Menschen 
im Regionalverband wieder einen breiter aufgestellten Katastrophenschutz, der auch die 
Bereiche Verwaltung, Sicherheit, Wirtschaft und Soziales umfasst. Zudem werden 
Notfallplanungen auch auf neue Bedrohungen (Klimawandel, Cyberangriffe, …) auszurichten 
sein und die gute Zusammenarbeit mit den Umlandgemeinden, wie mit den Verbänden des 
Katastrophenschutzes sind  fortzusetzen und zu intensivieren. Es müssen perspektivisch auch 
wieder Übungen stattfinden. 
Wir begrüßen den von der Verwaltung im HH2022 eingeleiteten Kurswechsel hin zu 
einer personellen Stärkung des Katastrophenschutzes und bittet um eine regelmäßige 
Berichterstattung im Hauptausschuss zum Stand der Stärkung des 
Katastrophenschutzes. 
 
Resiliente Stadt – Gesundheitsstandort sichern: Die intensivmedizinische Versorgung in 
Krankenhäusern – für uns in Saarbrücken insbesondere in unserem städtischen Klinikum - 
nimmt seit Beginn der Pandemie eine herausgehobene Stellung in der Bekämpfung der 
Pandemie ein: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Krankenhauses arbeiten täglich mit 
maximalem Einsatz dafür, die Folgen der Pandemie zu bekämpfen. Dabei versorgen sie nicht 
nur Patienten aus dem Saarland, sondern haben im Zuge des  Kleeblattprinzips auch bereits 
Patienten aus anderen Bundesländern und in der ersten Welle aus dem benachbarten 
Frankreich aufgenommen. 
Die gesamte Corona-Pandemie und insbesondere die derzeitige vierte Welle stellen die 
Krankenhäuser vor enorme Herausforderungen. Das gilt im Hinblick auf die Versorgung der 
Patienten, die Arbeitsbelastung des Personals, die Organisation des Klinikalltags – aber auch 
und vor allem für die finanzielle Ausstattung der Krankenhäuser. Vor diesem Hintergrund ist 
das System der momentanen Ausgleichszahlungen nicht mehr akzeptabel. 
Das Klinikum der Landeshauptstadt Saarbrücken muss als Folge der Pandemie Verluste in 
Millionenhöhe verkraften. Die bisher gewährten Unterstützungsgelder reichen bei Weitem nicht 
aus, und auch der nunmehr gewährte COVID-Versorgungsaufschlag deckt in keiner Weise die 
realen Ausfälle vor Ort. Wir begrüßen, dass Oberbürgermeister Conradt eine weitere Initiative 
des Dt. Städtetags angeregt hat. Wir fordern die  Bundesregierung auf, rasch zu Handeln 
und die Ausgleichszahlungen insbesondere für Großkrankenhäuser anzuhebe Wir 
beauftragen die Verwaltung, die erforderlichen Mittel zur Liquiditätssicherung im 
Rahmen kurzfristiger Kredite zur Verfügung stellen. 
 
Corona-Krisenpaket für Kultur-, Jugendarbeit und Vereine: Mit dem Solifonds, Förderung 
von Vereinen auch durch Reduzierung von Hallenmieten, Stundungen und unbürokratischen 
Hilfen bei Veranstaltungen hat die Verwaltung wirksame zusätzliche Beiträge in Ergänzung zu 
Förderprogrammen des Bundes und des Landes geleistet. Derzeit hören wir zu wenig über 
eine Fortsetzung dieser Angebote von Land und Bund. 
Wir  sind in der 4. Welle, die Auswirkungen sind für uns derzeit nicht absehbar. Es muss auf 
die Lage angemessen reagiert werden. Wir sind uns darüber im Klaren, dass der Erhalt der 
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Kultur und der Vereinslandschaft notwendige, wenn auch rechtlich freiwillige, Leistungen sind. 
Sofern keine Förderung auf anderer politischer Ebene ausreichende Hilfen gewährleistet –wir 
wollen, einen einmaligen Beitrag dazu leisten, dass in diesem Sinne auch im kommenden Jahr 
geholfen wird, damit die Kultur (z.B. KuBa, Kino 81/2, Theater im Viertel, Kulturgiesserei, 
Musikfestspiele Saar) und das Vereinsleben (z.B. auch der Stadttaubenverein) weiterlebt und 
unser Stadtleben nicht verödet – eine Fortentwicklung der bestehenden Instrumente kann ggfl. 
erforderlich sein. 
Wir  beauftragen die Verwaltung  im Rahmen der Beschlusslage des Rates 
unbürokratisch durch Stundungen zu helfen und  Restmittel in den Bereichen der Kultur 
und der Vereinsförderung umfassend zu übertragen.  Über weitere Restmittel ist eine 
weitere, einmalige Finanzierung der Kultur- und Vereinsförderung  bis zu einer Höhe 
von 175.000 € darzustellen. Die Verteilung dieser Mittel geschieht in enger Absprache 
mit den Bezirksräten. Das Budget für freiwillige Zuschüsse für Verbände wird auf 20 T€ 
erhöht. Diese Erhöhung soll im Jahr 2022 über Restmittel finanziert werden, in den 
Folgejahren wird der Ansatz dauerhaft erhöht. Für das Haushaltsjahr  2022 erwarten wir 
eine Kooperation mit Stadttaubenverein. 
 
Post-Corona: Ehrenamtliches Engagement in der Krise würdigen: Auch wenn die 4. Welle 
unsere Stadt derzeit im Griff hat. Es wird eine Zeit nach  der Krise geben. Viele Menschen und 
Institutionen haben etwas beigetragen, damit wir gut durch die Krise kommen. Allen gilt es 
Danke zu sagen, insbesondere aber den vielen ehrenamtlichen Helfern, die in besonderer 
Weise die Werte der Verlässlichkeit, des Zusammenhalts und der Selbstlosigkeit gelebt haben. 
Die Koalition bittet die Verwaltung zu einem Zeitpunkt an dem vernünftiger Weise davon 
ausgegangen werden kann, dass die Krise überstanden ist, in einer geeigneten Weise den 
Akteuren der Krise zu danken, insbesondere den ehrenamtlichen Helfern. Erforderliche Mittel 
sollen durch Herstellung von Deckungsfähigkeit über die Ansätze zum Neujahrsempfang 
bereitgestelltwerden. 
„Stadt der kurzen Wege“ - Stärkung von Stadtteil- und Quartierszentren: Stadtteil- und 
Quartierszentren leisten einen wichtigen Beitrag zur Identifikation der Bürgerinnen und Bürger 
mit ihrem Lebensumfeld, zur direkt empfundenen Lebensqualität und zur Nahversorgung. 
Diese Funktionen wollen wir stärken. Wir bitten die Verwaltung in ihren Aktivitäten (z.B. in der 
Öffentlichkeitsarbeit und dem Angebot an Kultur- und Bildungsveranstaltungen) die Stadtteile 
verstärkt in den Blick zu nehmen. Ausgangspunkt kann die gute Arbeit der Kultur- und 
Lesetreffs sein. Wir bitten zu prüfen, wie die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen 
insgesamt noch stärker berücksichtigt werden können, denn Stadtteile und Stadtquartiere sind 
auch die Lebensorte von Kindern und Jugendlichen. Wir erwarten, dass die Stadtteil- und 
Quartierszentren in das geplante digitale Leerstandsmanagement umfassend einbezogen 
werden und dadurch die Auffindbarkeit erhöht wird. Leerstand soll durch ein aktives 
Management als Chance zur Gestaltung genutzt werden. 
Wir wollen im HH Jahr 2022, zusätzliche Mittel für Projekte zur Stärkung der Stadtteil- 
und Quartierszentren zur Verfügung stellen. Mögliche Projekte sind  
- die Förderung (studentischer) Projekte, zur Skizzierung von städtebaulichen 

Entwicklungspotentialen  

- die Förderung von  eines Stadtteil- bzw. Quartiermanagements 

- die Kofinanzierung von Bundes- und Landesprogrammen zur Aufwertung von Stadtteil- und 

Quartierszentren 

 Dazu beschließen wir den Einsatz von zusätzlich 40.000 €, die möglichst über 
Restmittel zu finanzieren sind. 
 
Förderung der Wirtschaft: Tourismusförderung und Citymanagement stärken  
Wir wollen den Stadttourismus strategisch nutzen, dieser kann einen erheblichen Beitrag für 
die weitere Belebung leisten. Die Anlässe für Tourismus in den Städten sind vielschichtig. 
Neben Einkaufserlebnis, Veranstaltungsbesuchen und Freizeit-, kultur- und genussorientierten 



 

Seite 4 zur Vorlage Nr. FRA/1722/21 

 

Aufenthalten spielen auch Messen, Kongresse sowie Kultur- und Sportveranstaltungen auch 
künftig eine erhebliche Rolle. Ob städtebauliches Modellprojekt, Weihnachtsstadt, 
Sommerstadt oder Hotelneubauten … es ist etwas in Bewegung gekommen. Ja, noch zu 
wenige Menschen kennen unsere Stadt. Aber die Reise-Experten, die schon hier waren, hat 
Saarbrücken überzeugt und unlängst zu DEM Geheimtipp unter den 20 Orten, die man in 
Deutschland gesehen haben muss, ausgerufen. Seit Sommer 2020 wird für unsere Stadt 
geworben. Die ersten Erfolge der Kampagne VisitSaarbrücken sind spürbar. Ein Teil der 
weggebrochenen Übernachtungen durch Geschäftsreisen konnte aufgefangen werden. Es ist 
noch ein weiter Weg zu gehen – aber wir haben uns aufgemacht.  
Zudem verstehen wir CityMarketing nicht nur als Marketinggesellschaft, sondern als 
Austausch- und Dialogplattform, als Moderator, Koordinator und Impulsgeber, um 
gemeinsam mit den Innenstadtakteurinnen und Innenstadtakteure die Attraktivität der 
Innenstadt zu erhalten und zu steigern. Wir erhöhen daher mit dem HH 2022 die Ansätze 
für CityMarketing um 150.000 € und ermöglichen damit u.a. die Fortführung der neuen 
Angebote. Dieser erhöhte Ansatz ist in den Folgejahren mindestens fortzuschreiben. 
 
Seit 700 Jahren - Deine Stadt: Im März feiern wir 700 Jahre Verleihung der Stadtrechte für 
Sankt Johann und Saarbrücken. Wir sind seit dieser Zeit Stadt, seit langer Zeit DIE Stadt in 
unserer Region. Wir sollten dies uns in angemessenem Umfang bewusst machen. Durch 
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, online, offline und unter Einbeziehung der Bürgerinnen 
und Bürger. Erforderliche Mittel sollen durch Herstellung von Deckungsfähigkeit über die 
Ansätze zum Neujahrsempfang bereitstellen. 
 
Soziale und digitale Innovationen in neuen Stadtquartieren einsetzen: CISPA, Osthafen, 
Becolin Areal, DudoPark, Großherzog-Friedrich-Höfe, Brebacher Ohr – diese Projektnamen 
stehen für den Wandel der Arbeitswelt und Wohnformen … Klimawandel und Digitalisierung 
rufen Transformationsprozesse hervor, die auch mit einer starken Innovationskraft verbunden 
sind. Diese wollen wir für Saarbrücken nutzen – unsere Tür ist offen für neue 
Akteurskonstellationen, Visionen, Ideen und Lösungsansätze. Dabei ist es uns besonders 
wichtig möglichen neuen sozialen Ungerechtigkeiten, Verdrängung oder Ausgrenzung durch 
eine intelligente Planung entgegenzutreten. Bisherige Rahmenbedingungen und Regeln 
müssen vor diesem Hintergrund überdacht und gegebenenfalls angepasst werden. Es muss 
Orte geben, die zeitweise als experimentelles Umfeld auch für Modelle der Multifunktionalität 
geöffnet werden. Dies können auch gemeinwohlorientierte Geschäftsmodelle durch die 
Verknüpfung von Arbeiten, Handel, Wohnen, Kultur, Freizeit und Produktion sein.  
Wir  beauftragen die Verwaltung den Weg des Wandels weiter zu gehen und dabei auch 
Experimente zu wagen bzw. zuzulassen, wo immer der rechtliche Rahmen es auch nur 
ansatzweise ermöglicht und es sinnvoll erscheint. 
 
Sozialen und bezahlbaren Wohnraum schaffen 
Nicht zuletzt das Fehlen bezahlbaren Wohnraums, das den Zusammenhalt der 
Stadtgesellschaft in Frage stellen kann, ist eine der großen Fragen unserer Zeit. Wir stehen 
nach Jahrzehnten des Lebens von der Substanz vor einer Zeitenwende bei der Saarbrücker 
Siedlungsgesellschaft. Mit neuem Team an der Spitze sind wir dabei, erstmals wieder 
Neubauprojekte auf den Weg zu bringen. Ein der Voraussetzung ist die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis.  
Die Koalition unterstützt weiterhin die Verwaltung und die Geschäftsführung mit den 
eingeleiteten und avisierten Maßnahmen. Gleichzeitig erwarten wir, dass  der 
Renovierungsstau planmäßig angegangen wird, insbesondere bei den noch 
unrenovierten größeren Gebäudekomplexen.  Wir beauftragen die Verwaltung, eine 
rechtliche Prüfung der derzeitigen Untersttützungsleistungen der Immobiliengruppe für 
die Gemeinwesenarbeit durchzuführen. Entsprechende Mittel zur nachhaltigen 
Sicherung der Gemeinwesenarbeit sind im Haushalt 2022 aus Restmitteln vorzuhalten 
und bei Bedarf jährlich im Haushalt fortgeschrieben einzuplanen.  
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Integreat-App: Wir wollen, dass Integration schneller und einfacher gelingt. Hierzu ist es 
erforderlich ein auf die Migranten abgestimmtes Informationsangebot digital vorzuhalten. Viele 
Kommunen in Deutschland setzen auf die Integreat-App, die einen Plattformcharakter besitzt 
und daher zahlreiche Basisinformationen über Deutschland in vielen Sprachen. Mit Integreat 
wollen wir zugewanderte Menschen schnell und einfach auch mit lokalen Informationen in 
mehreren Sprachen versorgen.  Wir beauftragen die Verwaltung mit der Einführung der 
Integreat-App im Rahmen der vorhandenen Haushaltsmittel. 
 
Stabstelle Fördermittelakquise: Die Förderlandschaft für Kommunen in Deutschland ist 
geprägt von einer Vielzahl unterschiedlicher, zum Teil sehr spezifischer Förderprogramme von 
verschiedenen Förderstellen (EU, Bund, Land) und Projektträgern. In der Förderdatenbank des 
Bundes sind circa 2.600 antragsoffene Förderprogramme aufgeführt sind, von denen etwa 900 
für Kommunen zur Verfügung stehen. Diese große Menge an Einzelprogrammen führt zu 
Unübersichtlichkeit. Die einzelnen Fördermittelgeber bei Bund und Land planen leider auch oft 
ohne Kenntnis oder Berücksichtigung der kommunalen Belange und Möglichkeiten, zudem 
wendet jedes Haus seine eigenen Regeln zur Abwicklung der Programme an. Eine komplexe 
Förderlandschaft („Förderdschungel“) ist eine besonders große Herausforderung für 
strukturschwache Kommunen. Auch in der Stadtverwaltung sind Tendenzen erkennbar, dass 
am Liebsten auf bekannte Förderprogramme zurückgegriffen wird, bevor neue geprüft und 
angegangen werden. 
Zum Aufbau von Fördermittelerfahrung braucht es eine spezialisierte Verwaltungseinheit, die 
informiert, berät und hilft. damit beseitigen wir eine zentrale Hürde bei der Akquise von 
Fördermitteln. Wir wollen dafür sorgen, dass Förderprogramme dort ankommen, wo sie auch 
gebraucht werden.  
Die Koalition fordert die Einführung einer Stabsstelle Fördermittelakquise. Es soll 
zunächst Personal befristet eingestellt werden. Nach einer Einstiegsphase von 1,5 
Jahren soll ein Zwischenbericht erstellt werden, danach kann das Stelle verdauert 
werden. 
Wir beauftragen die Verwaltung, eine Stabstelle „Fördermittelaquise“ im Jahr 2022 
einzurichten. Das hierzu erforderliche Personal soll zunächst befristet für zwei Jahre 
eingestellt werden. Nach einer Einstiegsphase von 18 Monaten ist eine Evaluation 
durchzuführen. Überwiegt im Ergebnis dieser Evaluation der Nutzen gegenüber dem 
vorhandenen Aufwand, soll die Stelle verstetigt werden. Die Evaluationsergebnisse sind 
dem Finanzausschuss und Personalausschuss vorzulegen.  
 
Gesundheitsbeirat: Der Rat regt die Etablierung eines städtischen Gesundheitsbeirats als 
beratendes Gremium der Verwaltung an.  
 
Sportstätten erhalten und entwickeln: Für städtische Sporthallen, Schwimmbäder und 
Sporteinrichtungen beauftragen wir die Verwaltung , die Erstellung eines Modernisierungs- und 
Entwicklungsplans im Jahre 2022 vorzubereiten und die Finanzmittel Zur Umsetzung im  
Haushaltsjahr 2023 bereitzustellen.  
 
Stärkung des Klimaschutzmanagements: Die Koalition beauftragt die Verwaltung das 

Klimaschutzmanagement zu stärken. Angesichts der Herausforderungen des Klimawandels 

auf die Kommunen ist der Aufbau von dauerhaften Strukturen ab dem Jahr 2023 vorzusehen 

(1 Stelle). Wir erwarten halbjährliche Berichte über die Arbeit im Umweltausschuss. 

Integrierte Nachhaltigkeitsstrategie: Eine nachhaltige Stadt schließt auch sozialen 
Zusammenhalt, wirtschaftliche Entwicklung, Bildungsgerechtigkeit und vieles mehr ein – 
Nachhaltigkeit ist eine Querschnittsaufgabe. Saarbrücken hat sich den UN-Zielen für 
nachhaltige Entwicklung verschrieben. Wir wollen auch auf dem Weg zur Klimaneutralität 
niemanden zurücklassen und streben daher die Entwicklung einer integrierten 
Nachhaltigkeitsstrategie an. Die Koalition regt an, Fördermittel zur Entwicklung einer 
integrierten Nachhaltigkeitsstrategie zu akquirieren und ein entsprechendes Projekt 
aufzusetzen.  Eine regelmäßige Berichterstattung darüber erfolgt im Hauptausschuss. 
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Soziales – Erhöhung des Windelbonus: Im Bereich der Sozialpolitik übernehmen wir 
Verantwortung und treiben neue Projekte voran. An der Spitze hier steht der Beschluss die 
Bildungswerkstatt Kirchberg in Eigenregie zu betreiben. Auch bei den 
Beschäftigungsmaßnahmen konnte nachgelegt werden, dies gibt Menschen Würde und 
Qualifikation und hilft in vielen Bereichen Dinge voranzubringen, die sonst nicht möglich wären. 
Mit Blick auf den Windelbonus  beauftragen wir die Verwaltung für das Haushaltsjahr 2023 
eine Anhebung von 30€ auf 35€ je Kind und von 55€ auf 65€ bei Inkontinenzpatienten gemäß 
der Preissteigerung zur Beschlussfassung vorzusehen. Für das Haushaltsjahr 2022 soll die 
Anhebung der Beträge über Restmittel finanziert werden. 
 
Barrierefreiheit: Wir sind eine Stadt für alle Menschen – das gilt ganz besonders auch für 
Menschen mit Behinderungen. Wir freuen uns über die Bewerbung als Host Town der Special 
Olympics World Series. Mit der Entwicklung eines Konzepts zur Umsetzung der UN-BHRK ist 
ein wichtiger Meilenstein gelungen. Wir wünschen uns eine erfolgreiche Umsetzung. Zum 
Bericht gehören zahlreiche wichtige Maßnahmen, da insbesondere Inklusion unter den 
Jüngsten den größtmöglichen Effekt erzielt, bitten wir um einen gesonderten Bericht bzgl. der 
städtischen Spielplätze. Es soll geprüft werden, inwieweit diese barrierefrei oder barrierearm 
gestaltet sowie zugänglich sind und da, wo nötig, eine sukzessive Ausstattung mit zusätzlichen 
Spielgeräten für Kinder mit Behinderung vorzunehmen bzw. die Zuwegungen barrierefrei zu 
gestalten. Dieser Bericht ist dem Rat in den zuständigen Ausschüssen vorzulegen. 
Darüber hinaus  beschließen  wir die Erstellung von Konzepten  über die barrierefreie 
Gestaltung der Bereiche mit Besuchsverkehr (z.B. dem Saarbrücker Zoo) sowie zu den 
Bushaltestellen bis zum Ende des Jahres 2022. Die Berichterstattung erfolgt in den 
zuständigen Ausschüssen. 
 
Mehr Klimaschutz: Vom Ausstieg aus der Kohleverstromung in Saarbrücken, die Erneuerung 
des Südstrangs der Fernwärme, den Bau von Photovoltaikanlagen auf städtischen Gebäuden, 
der Genehmigung neuer Windkraftanlagen, über die Etablierung eines eMobilitykonzepts bis 
hin zum fleischarmen und gesunden Kita-Essen - es hat sich in den letzten Jahren bereits viel 
getan.  
Wir wollen nun zusammen mit Maßnahmen des städtischen Zentrums für berufliche 
Bildung und dem stätischen Grünamt Urban Gardening Projekte voranbringen und 
beauftragen die Verwaltung in 2022 ein Förder- und Patenschaftsprogramm für mehr 
Grün in der Stadt – insbesondere in stark versiegelten Bereichen –  zu erarbeiten und 
dieses dem Rat mit Finanzierungsvorschlag  vorzulegen. Ziel sollte es sein Anreize  für 
Fassadenbegrünung, Schaffung von Blühinseln und vegetationsreiche Vorgärten sowie  
finanzielle Anreize zur Entsiegelung in Bereichen, die derzeit noch nicht gefördert 
werden, zu geben. Wir regen an, dass Saarbrücken dem Convent of Mayors beitritt.  
 
Mobilität für alle: Ob Fahrradzone, Fahrradstraße, Ausbau der Radinfrastruktur und der 
Radwege, über die Genehmigung von eScootern mit Regeln, hin zum geplanten Ausbau der 
Fußgängerzone und der Erstellung eines eMobilitykonzepts – auch kleine Maßnahmen, wie 
das kostenlose Parken für E-Autos beim Parken zeigen - wir sind in Bewegung gekommen hin 
zur Verkehrswende. Ein besonders großes Projekt ist dabei auch der Ausbau der Saarbahn 
und die Neubeschaffung von Fahrzeugen. Wir erwarten, dass zukünftig das Land die eigenen 
Strecken der Saarbahn auskömmlich finanziert. Ein Verkehrsentwicklungsplan des 
Saarlandes, der den Ausbau der Saarbahn vorsieht begrüßen wir, wir erwarten aber, dass die 
Kosten für Planung, Bau und Betrieb vom Land zu 100 % übernommen werden. Wir begrüßen, 
dass der Oberbürgermeister der Initiative „lebenswerte Städte durch angemessene 
Geschwindigkeiten – eine neue kommunale Initiative für stadtverträglichen Verkehr“ 
beigetreten ist. Wir regen an, dass ein Fahrradverleihsystem bedarfsgerecht durch 
private Anbieter etabliert wird und die Verwaltung diesen Prozess aktiv unterstützt. 
 
Sauberkeit: Erste Erfolge beim Thema Sauberkeit sind deutlich sichtbar – im Zentrum und 
auch in den Stadtteilen. Zuständigkeiten wurden geklärt, neue Wege werden gegangen, 
Sonderreinigungen werden durchgeführt, zahlreiche Initiativen aus der Bürgerschaft 
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unterstützen die Verwaltung. Die Koalition  beauftragt die Verwaltung den 
eingeschrittenen Weg weiterzugehen und regt dabei an, verstärkt Sauberkeit vom Bund 
(DB, WSA, Autobahn GmbH, BIMA) auf dessen Immobilien und Grundstücken 
einzufordern. 
 
Ordnung und Sicherheit: Die Verkehrsüberwachung zeigt deutliche Erfolge, auch dank dem 
Einsatz von Blitzeranhänger und elektronischer Geschwindigkeitsanzeigen. Gut ist, dass bald 
neue mobile Kameras den Straßenverkehr überwachen und damit die Verkehrssicherheit 
erhöhen. Der KOD ist durch mehr Fahrzeuge mobiler geworden, dies erhöht auch die 
Einsatzmöglichkeiten in den Stadtteilen. Erfreulich ist auch, dass Kriminalitätsrate in 
Saarbrücken insgesamt zurückgeht. Das Sicherheitsgefühl steigt und die Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und KOD läuft erkennbar besser. Wir müssen daran arbeiten, diesen Weg 
partnerschaftlich fortzugehen.  
 
Wir beauftragen die Verwaltung, die bestehenden Konzepte weiterzuentwickeln, damit 
die Präsenz von Ordnungskräften in der City weiter gestärkt wird - auch an Feiertagen 
und an Wochenenden. Ebenso begrüßen wir die Erhöhung der Ansätze für die gezielte 
Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim Ordnungsamt mit dem Ziel, den 
KOD zu stärken. 
 
Digitalisierung: Die Digitalisierung der Stadtverwaltung schreitet voran. Der Bauantrag wird in 
Kürze digital sein. Der Rechnungseingang wurde digitalisiert und zahlreiche Leistungen der 
Bürgerämter. Auch erste Projekte der Smart City sind auf den Weg gebracht. Die 
Förderanträge zum Smart City Programm haben gezeigt, dass wir mit Anspruch die 
Digitalisierung in unserer Stadt gestalten wollen. Der Aufbau eines Digitalisierungskonzepts für 
die Stadt, den Stadtkonzern und die Stadtverwaltung erfordert eine Personalisierung im 
Bereich der IT-Planung des Hauptamtes als auch des Dezernats für Digitalisierung. Die 
Koalition  beschließt die Einführung   einer entsprechenden Stabsstelle (Digitale 
Stadtverwaltung / Digitale Stadt ) . Es soll zunächst Personal befristet für zwei Jahre 
eingestellt werden. Nach einer Einstiegsphase von 18 Monaten  soll eine Evaluation  
erstellt werden. Überwiegt im Ergebnis dieser Evaluation der Nutzen gegenüber dem 
vorhandenen Aufwand, soll die Stelle verstetigt werden. 
 
Finanzen: Die Krise hat Löcher in den Haushalt gebrannt. Mehr Ausgaben und rückläufige 
Einnahmen. Auch wenn die schlimmsten Befürchtungen nicht eingetreten sind und sich die 
Einnahmeausfällle aus Steuern in Saarbrücken nicht ganz so stark darstellen. Dies führt 
jedoch zu deutlichen Einbußen bei der Umlage des Landes. Die steigenden Kreisumlagen 
schnüren den Kommunen die Luft zum Atmen ab. Entlastungswirkungen des Bundes drohen 
zu verpuffen, wir registrieren seit Jahren  Stellenausweitungen aufgrund 
Aufgabenausweitungen. . Vor dem Hintergrund der Belastung der Kommunen fordern  wir 
keine Aufgaben der Kreise bzw. des Regionalverbandes auszuweiten, damit ein 
Stellenmoratorium auf Ebene der Landkreise für fünf  Jahre möglich wird  und die Verwaltung,  
diese Initiative in den SSGT zu tragen. 
Darüber hinaus  beauftragen wir die Verwaltung  zur Erstellung einer Kosten-
Nutzenanalyse von freiwilligen Leistungen einschließlich der Prüfung der 
Rhythmisierung der Großveranstaltungen. 
Von Land fordern wir die Prüfung der Effizienz der zentralen Bußgeldstelle und der 
Ausländerbehörde und Darlegung, ob die mit der Hochzonung versprochenen 
Einspareffekte eingetreten sind.  
Ebenso fordern wir vom Land den Einstieg in die Finanzierung von Schulneubauten – 
analog zum Kita-Ausbau und  fordern beim Kita-Neubau das Land um Anpassung der 
Förderkulisse, damit auch kleinere Kitaträger wieder bauen können (u.a. Übernahme 
von Kosten für Generalübernehmer).  
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Begründung: erfolgt mündlich 
 
CDU-Fraktion Grüne-Fraktion Grüne-Fraktion FDP-Fraktion 

 
Alexander Keßler 

 
Dr. Jérôme Lange  

 
Anja Wagner Hermann Simon 

  
 
 

 
Anlagen:  
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